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3. Soziale Integration und ethnische Identifikation in (benachteiligten)

Stadtquartieren

Viktoria Waltz

Dieser Beitrag ist aus hochschulübergreifenden Arbeitszusammenhängen in Seminaren,

Studienprojekten und Forschungsvorhaben mit Michael Krammacher entstanden. Unser

Zugang zum Thema Migration ist die Kommune und kommunales Handeln aus sozial¬

politischer und sozial-raumplanerischer Sicht.

/. Benachteiligung statt soziale Integration

Zuerst einmal müssen wir konstatieren, daß eine im weitesten Sinne soziale Integration der

in den letzten 30 Jahren vor allem über Arbeitskontrakte Zugewanderten und ihrer Familien

nicht stattgefunden hat. Die formelle Gleichstellung aufdem Arbeitsmarkt durch tarifrecht-
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liehe Gleichbehandlung hat wenig daran geändert, daß sowohl die sog. erste Generation als

auch die folgenden in den schlecht bezahlten und gesundheitsgefährdenden sowie in den

von Rationalisierung und Schließung bedrohten Arbeitsbereichen verblieben sind. Die ver¬

fügbaren Pro-Kopf-Einkommen der >Ausländer<haushalte sind sehr viel niedriger, das

Ausmaß der Einkommensarmut ist ebenfalls deutlich höher als bei (west-)deutschen Er¬

werbstätigen bzw. Haushalten (vgl. Krammacher/Waltz 1996, Tränhardt u.a. 1995, Ha¬

nesch u.a. 1994).
Trotz diverser Integrationangebote im Ausbildungsbereich und steigender Ausbildungs¬

abschlüsse ist es dabei geblieben: Kinder ausländischer Herkunft sind mehr als doppelt so

hoch vertreten bei den Schulabgängern ohne Abschluß, umgekehrt sind die Schülerinnen

deutscher Herkunft mehr als doppelt so hoch vertreten bei weiterqualifizierenden Abschlüs¬

sen (vgl. auch: Ausländerbeauftragte Berlin 1994; AID 3,1994; MAGSNRW 1995).
Obwohl sich die Wohnverhältnisse im Zuge von Modernisierungs- und Sanierungsmaß¬

nahmen auch für die Zuwanderer in den letzten Jahrzehnten generell verbessert ( auch

überdurchschnittlich verteuert) haben, gelten ausländische Haushalte nach wie vor als un¬

beliebte Mietergrappe und haben sie unabhängig von ihrer Mietzahlungsbereitschaft Zu¬

gangsschwierigkeiten zu angemessenen Wohnungen in von ihnen gewünschten Wohn¬

quartieren. Deshalb verfügen sie über etwa ein Viertel weniger Wohnfläche und über weni¬

ger als die Hälfte qm pro Person als deutsche Haushalte, wohnen sie also nach wie vor oft

in zu kleinen Wohnungen, darüber hinaus in Wohnungen mit baulichen Mängeln und

schlechter Ausstattung, in ungünstigem, lautem und umweit- bzw. gesundheitsschädlichem

Wohnumfeld, zahlen sie für vergleichbare Wohnungen häufig höhere Mieten als deutsche

Haushalte und genügt das Wohnumfeld ihren sozialen und kulturellen Bedürfhissen in kei¬

ner Weise. Die Wohnversorgung der Zuwanderer ist immer noch ein Musterbeispiel für

strukturelle Diskriminierangsbarrieren, hier des Wohnungsmarktes. Letzteres trifft aller¬

dings auch auf deutsche Minderheitengrappen zu (z.B. Arme, Kinderreiche und Alleiner¬

ziehende) (vgl. Krammacher, Waltz 1996, MAGS NRW 1995).
Nehmen wir die fehlenden politischen und demokratischen Rechte hinzu, so muß kon¬

statiert werden, daß strukturelle wie migrationsspezifische Behinderungen den Spielraum
für individuelle und gesellschaftliche Integrationsprozesse der Migrantinnen nach wie vor

erheblich einengen.

2. Segregation in segregierten Stadtquartieren

Nun sind aber die Migrantinnen mit diesen Behinderungen und Benachteiligungen nicht

allein. Ihre soziale Desintegration konzentriert sich vor allem in den benachteiligten, segre¬

gierten Stadtquartieren der großen Städte. Dort treffen sie auf hohe Konzentrationen von

anderen durchsetzungsschwachen, benachteiligten, deutschen Grappen. Zum Beispiel weist

die Dortmunder Nordstadt, ein Gründerzeitviertel mit etwa 50.000 Einwohnerinnen, in der

etwa 38 % der Wohnbevölkerung ausländischer Herkunft sind, eine hohe Konzentration

der (deutschen) Armen auf. Dort leben über 25 % aller Arbeitslosen, 50 % aller sog. Lang¬

zeitarbeitslosen, 30 % aller Sozialhilfeempfänger, 30 % der Alleinerziehenden und 20 %
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der registrierten Drogenabhängigen der Stadt (vgl. Stadt Dortmund 1990, Krummacher u.a

1995).

Typische benachteiligte Stadtquartiere mit sichtbaren sozialräumlichen Defiziten bilden die

großstädtischen Altbaugebiete der sog. Gründerzeit, die großstädtischen Neubaugebiete der

60er/70er Jahre und die vor allem im Ruhrgebiet zahlreichen frühindustriellen Arbeiter¬

kolonien. Die sozialen Problemlagen für größere Teile der dortigen Wohnbevölkeumg
werden ergänzt durch ein Reihe von planerisch und baulich definierten Mängeln wie hohe

Verkehrsbelastung, hohe Umweltbelastung, hohe Wohndichte, schlechte oder veraltete und

vernachlässigte Baustruktur, schlechte oder geringe Wohnqualität, schlechte oder geringe

Wohnumfeldqualität sowie Unterversorgung mit sozialer Infrastruktur (vgl. Krammacher,

Waltz 1996).
Statt De-Eskalations- und Stabilisierungsprozesse einzuleiten, tragen die meisten Kom¬

munen durch ihre aktuellen Modernisierungsprozesse zur Verschärfung der sozialräumli¬

chen Krise und der Segregation dieser Stadtteile bei (vgl. Alisch, Dangschat 1993). Die

schlechten sozialräumlichen Rahmenbedingungen führen zu ungewollter Konkurrenz der

verschiedenen benachteiligten Gruppen untereinander auf dem strukturell verengten Woh¬

nungsmarkt für Wohnungen zu günstigen Mieten, auf dem enger werdenden Arbeitsmarkt

für wenig qualifizierte Tätigkeiten und um die unzureichenden Sozial- und Bildungsein¬

richtungen. Aus diesem Zusammenhang wird aktuell wieder die >Ethnizität< für Konflikte

verantwortlich gemacht (vgl. NRZ 14.11.96), die eher der städtischen Entwicklungspolitik,
den Gesetzen des Wohnungsmarkts und den Globalisierungs-, Rationalisierung- und Mo-

dernisierungsstragien der Unternehmen geschuldet werden müssen und die struktureller

Natur sind.

3 Identität im Raum als Kategoriefür soziale Integration

Reale Konflikte können nicht mit dem Ansprach einer multikulturell verträglichen Sicht¬

weise weg-idealisiert werden. Aber die Möglichkeit und die Fähigkeit zur Konfliktaustra¬

gung und zur Konfliktlösung setzen objektive, materielle Rahmenbedingungen und Räume

voraus, ebenso muß die subjektive Disposition möglich und vorhanden sein. Ohne Identität,
sowohl mit sich selbst als auch mit den umgebenden Erwartungen, ist integrales Handeln

sowohl für den /die Einzelne/n als auch für eine Gruppe nicht denkbar (vgl. Lubig 1990).
Der Prozeß subjektiver Identitätsfindung muß im Falle der Migrantinnen an die mitge¬
brachten kulturellen Identitäten, Werte und Symbole anknüpfen können, um sie im Sinne

neuer Identitäten in den individuellen Integrationsprozeß kreativ einbringen zu können (vgl.

Planergrappe Oberhausen 1982, Waltz 1995).
Soziale Identität als Übereinstimmung zwischen Individuum und Gesellschaft hängt in

hohem Maße von den realen Chancen zur Teilhabe an gesellschaftlichen Prozessen und

Fortschritten ab. Wie wir gesehen haben, bestehen erhebliche Defizite, die es nicht einfach

machen, sowohl persönliche als auch soziale Identität und Integration auf diesem Wege
herzustellen (vgl. Huster 1994). Integrationsleistungen und Identifikationsbemühungen sind

keine Einbahnstraße und kommen nicht von selbst. Identifikations- und Integrationsprozes¬
se sind an Räume und an konkrete Praktiken der Raumnutzung und Raumaneignung ge-
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bunden. Das städtische Quartier kann den Raum zur Identitätsfindung und zur Integrati¬

onleistung anbieten oder verweigern. Symbolflächen, Symbolräume, Treffpunkte, Kom-

munikationsrärme, Räume zur Selbstdarstellung, gestaltbare Räume, Freiflächen und Kul¬

turräume, Arbeitsplätze und soziale Einrichtungen, sowie eine konsequente Beteiligung an

der Gestaltung und Nutzung dieser Räume sind notwendig.
Schließlich zeigt sich Identität in den praktischen Raumnutzungen der Wohnbürger¬

schaft. Straßen, Geschäfte, gewerbliche Räume, Wohngebäude, Kultur- und Freiräume ver¬

ändern sich durch den Prozeß der Migration seit es die Stadt gibt. Die Stadt ist Migration,
erweitert sich durch Migration und verändert im Laufe der Zeit ihr äußeres Bild und ihre

Struktur (vgl. Venzke 1992). Daß es in diesem Prozeß zu Konkurrenzen, Rückzügen und

Verweigerungen des Zugangs kommen kann, ist tägliche Erfahrang und Gesprächsstoff auf

der Straße, in der Presse, in Bezirksvertretungen, Parteien, Kirchen und Vereinen (vgl. die

zur Zeit in Duisburg Marxloh und Laar äußerst kontrovers geführte Debatte um einen An¬

trag zweier Moscheen zum freitäglichen Muezzinrufim kommenden Ramadan).
Städtischer Raum ist der entscheidende Integrationrahmen für die Annäherung der

Kulturen und für Konfliktaustragung. Beträume versteckt in schmutzigen Hinterhöfen,

Frauen in Gemeinschaft, zurückgezogen zwischen Brandmauer und Abfalltonnen, im Haus

verwiesen auf zu kleine Wohnungen, halblegale und bedrohte Pflanzaktionen auf unbe¬

bauter Stadtbrache, Quartiere verunsichernde nationale Jugendbanden, aber auch Straßen

verunsichernde >deutsche< Drogensüchtige, sind die sichtbaren Gradmesser und Zeichen für

das Maß an individueller und sozialer Des-Integration.
Aber gibt es eine Alternative zu Integrationsangeboten, die die Dialektik von Segregation

und Integration positiv wenden helfen? Kann es anders in Zukunft gehen als die Identität

der >anderen< zu akzeptieren, ihr Raum zu geben und darüber Anknüpfungspunkte für

Kommunikation, Austausch und Integration auf der Basis von Gleichwertigkeit, Anerken¬

nung und Einbeziehung zu fördern?

4. Der krisenhafte Prozeß in benachteiligten Stadtteilen läßt sich nur unter Berufung auf
die Potentiale seiner Bewohnerschaft und mit Hilfe ihrer aktiven Beteiligung überwin¬

den.

Die klassische sozialpolitische Aufgabe der Kommunen besteht darin, ihre Ressourcen so¬

zial und räumlich so einzusetzen, daß alle Grappen der Stadtbevölkerung annähernd glei¬
che Lebenchancen erhalten. Dabei sind die Bewohnerinnen selbst nach aufgeklärtem Poli¬

tik- und Planungsverständnis heute als Ressource anzusehen. Hinsichtlich dieser Aufgabe
und ihrer Verantwortung zur Gestaltung der multikulturellen Realität vor allem in den be¬

nachteiligen Stadtteilen haben (nicht nur) die Ruhrgebietsstädte bislang leider weitgehend

versagt. Sie haben sich in ihrer Politik bis heute kaum auf die Lebenslagen und Handlung¬
schancen (nicht nur) der Migrantinnen bezogen. Das gilt gleichermaßen für die kommunale

Beschäftigungspolitik, die Wohnungs-, Wohnumfeld- und Stadtteilpolitik und für die vor¬

schulische, schulische und berufliche Bildung. Eine echte demokratische Legitimation
wurde darüber hinaus bei den Migrantinnen nicht gesucht.
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Es wird außerdem Zeit damit Schluß zu machen, die Migrantinnen trotz ihrer sozialstraktu¬

rellen Benachteiligung generell als bemitleidenswerte Opfer zu betrachten. Eine nur

>jürsorgende< Ausländerpolitik, wie sie zumeist von den Wohlfahrtsverbänden betrieben

wird, verstellt den Blick für die Chancen, Kompetenzen und Potentiale, die die Migrantin¬
nen dem Stadtteil und der Mehrheitsgesellschaft zu bieten haben. Gemeint sind ihre wirt¬

schaftlichen, handwerklichen, sozialen und kulturellen Fähigkeiten, ihre Selbsthilfepoten¬
tiale, ihre Solidarzusammenhänge, ihre Migrationserfahrung und nicht zuletzt ihr Beitrag
zur Entprovinzialisierung unserer Städte. >Ethnie< als Ressource? Warum nicht, solange
damit nicht Stigmatisierang und Fixierung auf bestimmte Bilder und Merkmale gemeint ist.

Ich würde eher formulieren: Recht aufEthnie und gleichzeitig Recht, aber nicht Pflicht zur

Veränderung. Wobei uns bewußt sein sollte, daß sogenannte >ethnische Identitäten auch

kein Einheitsbild darstellen.

Nicht Radikalsanierung und Gentrifizierung oder eine erzwungene >soziale Mischung<
als oberstes Planungsziel helfen weiter, sondern die Förderung der bestehenden sozialen

Kräfte, unter denen die Migrantinnen ein besonders dynamisches Element sein könnten und

die Orientierung der Stadtpolitk auf die realen sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen

Möglichkeiten der realen Bewohnerschaft. Ein durch Rahmenprogamme der Städte ge¬

stütztes Zusammenspiel der Förderung von Identitäten und Mobilisierung der Potentiale

(auch) der Migrantinnen, die Bereitstellung von Raum und eine ernsthaft betriebene Betei¬

ligung könnte die sanften Erneuerungs- und Stabilisierangsprozesse in den vernachlässigten
Stadtteilen unserer großen Städten einleiten, die so dringend gebraucht werden, um der so¬

zialen Krise etwas entgegenzusetzen. Schließlich ist die sog. >ethnische< Frage doch vor al¬

lem eine >soziale Frage<, deren >Lösung< alle Bewohner der benachteiligten Stadtteile be¬

trifft.
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4. Migrationen und »ethnische« Stigmatisierung in Frankreich

Hervi Viellard-Baron

Nach dem Zweiten Weltkrieg begann in Frankreich eine rasche Urbanisierung. 600 Sozial¬

wohnungssiedlungen mit jeweils mindestens 1.000 Wohneinheiten wurden zwischen 1955

und 1975 erbaut, meistens in den Randgebieten großer Städte. Das Problem des städtischen

Wachstums stellte die Stadtzentren in Opposition gegen die Peripherie. In den 80er Jahren

erfuhr dieses Problem eine neue Dimension: Das Funktionieren der Gesellschaft als Ganzes

wird in Frage gestellt. Mit der Präsidentschaft F. Mitterrands beginnt eine Stadtplanungs¬

politik, die das soziale Problembewußtsein beschleunigt. Die positive Diskriminierung

(»mehr für die tun, die am meisten benachteiligt sind«) sollte die als «soziale Brennpunkte»

eingestuften Gebiete zu einer Norm zurückführen, die auf statistischen bzw. geographi¬
schen Kriterien beruht (Alter der Population, Anteil an Arbeitslosen und Ausländem, Bil¬

dung von Enklaven durch Straßen- und Schienenwege, usw.).
Fünfzehn Jahre nach dem Beginn dieser Politik ist festzustellen, daß die problematisch¬

sten Zonen nicht »aufgeholt« haben; einige haben heute sogar ein negativeres Image. Sozi¬

alarbeiter, Angestellte der Sozialwohnungsämter und Polizisten benutzen zunehmend die

Bezeichnung »ethnisch/Ethnie« für die Bewohner dieser Siedlungen, besonders in den Vor¬

städten von Paris und Lyon. Das Bezeichnen einer Gmppe als »Ethnie« stellt also, nach

»ausländischer Nationalität« und der »Adresse« eine verhüllte Ablehnung dar. Im allge¬
meinen Gebrauch bleibt der Begriff vage, verweist aber auf die Wahrnehmung von Unter¬

schieden in Sprache, Lebensstil und Religion.
Wir wollen zunächst auf die Besonderheiten der Immigration in Frankreich und den Zu¬

gang zur Nationalität eingehen. Danach soll aufgezeigt werden, wie der Begriff »Ethnie«

von den sozialen Institutionen einerseits und von den Jugendlichen ausländischer Abstam¬

mung andererseits gebraucht wird.


